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Als das Bundesverfassungsgericht 2018 die Vorschriften für die Berechnung der Grundsteuer für verfassungswidrig erklärte

und die Politik sich dann zu einer Neuregelung durchrang, ahnte wohl noch niemand, dass diese Neuregelung wieder zur

Überprüfung der Verfassungsmäßigkeit beim Bundesverfassungsgericht vorgelegt werden wird. Die Abgabefrist der Grund-

steuererklärungen lief am 31.1.2023 ab. Lediglich der Freistaat Bayern verlängerte die Abgabefrist bis zum 30.4.2023. Insge-

samt müssen an die 36 Mio. Grundstücke und Gebäude neu bewertet werden. Nach Presseveröffentlichungen sollen lediglich

45 % der Erklärungen bisher bei den Finanzämtern eingegangen sein. Eine Verbände-Allianz aus dem Bund der Steuerzahler

(BdSt), der Deutschen Steuer-Gewerkschaft (DSTG), dem Deutschen Steuerberaterverband (DStV) und Haus & Grund Deutsch-

land fordert nun, die Bescheide zur Feststellung des Grundsteuerwertes vorläufig zu erlassen. Es mehren sich Berichte über

Einsprüche und erste Klageverfahren, da Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der neuen Grundsteuerregelungen aufgekom-

men sind. Sollte das Bundesverfassungsgericht die Verfassungswidrigkeit feststellen, wären die Steuerpflichtigen, die auf die

derzeitigen Regelungen vertrauen, von der Verfassungswidrigkeit nicht betroffen. Nur die Steuerpflichtigen, die den Klageweg

beschritten haben, profitierten möglicherweise von der Verfassungswidrigkeit. Dieses steuerpolitisch unschöne Ergebnis ließe

sich durch den Vorläufigkeitsvermerk verhindern. Ob die Politik diesem Ansinnen Gehör schenkt? Zweifel sind angebracht,

denn die Verlängerung der Abgabefrist war schon nicht konsensfähig.

Entscheidungen
BVerfG: Körperschaftsteuerminderungspo-

tenzial II

1. Das unter dem körperschaftsteuerrechtlichen

Anrechnungsverfahren angesammelte Körper-

schaftsteuerminderungspotenzial unterfällt in

dem Umfang, in dem es im Zeitpunkt des Sys-

temwechsels vom Anrechnungs- zum Halbein-

künfteverfahren realisierbar war, dem Schutzbe-

reich von Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG.

2. Im Rahmen von Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG ist

der Gesetzgeber bei der Neuordnung eines

Rechtsgebiets zur Umgestaltung der nach frühe-

rem Recht entstandenen Rechte befugt, soweit

dies durch Gründe des öffentlichen Interesses

unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Ver-

hältnismäßigkeit gerechtfertigt und der Gleich-

heitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) gewahrt ist.

3. Die Übergangsregelung des § 36 Abs. 4 KStG

(i. d. F. von § 34 Abs. 13f KStG i. d. F. des JStG

2010) ist mit Art. 14 Abs. 1 GG in Verbindung

mit Art. 3 Abs. 1 GG unvereinbar, soweit die Vor-

schrift zu einem Verlust von Körperschaftsteuer-

minderungspotenzial führt, weil sie den in § 30

Abs. 2 Nr. 4 KStG 1999 bezeichneten Teilbetrag

des verwendbaren Eigenkapitals nicht in die Ver-

rechnung der unbelasteten Teilbeträge einbe-

zieht. Dies ist zur Erreichung der gesetzgeberi-

schen Ziele nicht erforderlich und mit den Anfor-

derungen des Gleichheitssatzes nicht vereinbar.

BVerfG, Beschluss vom 24.11.2022 –

2 BvR 1424/15
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2023-277-1

unter www.betriebs-berater.de

BFH:

 Hinweis der Redaktion: Wegen technischer

Störung wurden bis Redaktionsschluss keine Ur-

teile veröffentlicht.

BFH: Verfassungsmäßigkeit des Solidari-

tätszuschlags

Die Erhebung des Solidaritätszuschlags war in

den Jahren 2020 und 2021 noch nicht verfas-

sungswidrig. Dies hat der Bundesfinanzhof

(BFH) mit Urteil vom 17.1.2023 – IX R 15/20 ent-

schieden.

Die Kläger wenden sich gegen die Festsetzung

des Solidaritätszuschlags in den Jahren 2020

und 2021. Das Finanzamt hatte für das Jahr

2020 einen Bescheid über 2 078 e und für das

Jahr 2021 einen Vorauszahlungsbescheid über

insgesamt 57 e Solidaritätszuschlag erlassen.

Vor dem Finanzgericht hatte das klagende Ehe-

paar keinen Erfolg. Mit ihrer beim BFH eingeleg-

ten Revision brachten sie vor, die Festsetzung

des Solidaritätszuschlags verstoße gegen das

Grundgesetz. Sie beriefen sich auf das Auslaufen

des Solidarpakts II und damit der Aufbauhilfen

für die neuen Bundesländer im Jahr 2019 sowie

die damit zusammenhängende Neuregelung

des Länderfinanzausgleichs. Der Solidaritätszu-

schlag dürfe als Ergänzungsabgabe nur zur Ab-

deckung von Bedarfsspitzen erhoben werden.

Sein Ausnahmecharakter verbiete eine dauer-

hafte Erhebung. Auch neue Zusatzlasten, die et-

wa mit der Coronapandemie oder dem Ukraine-

Krieg einhergingen, könnten den Solidaritätszu-

schlag nicht rechtfertigen. Die Erhebung verlet-

ze sie zudem in ihren Grundrechten. Bei dem So-

lidaritätszuschlag handele es sich seit der im

Jahr 2021 in Kraft getretenen Gesetzesänderung

um eine verkappte „Reichensteuer“, die gegen

den im Grundgesetz verankerten Gleichheits-

grundsatz verstoße.

DerBFHistdemnichtgefolgt.BeimSolidaritätszu-

schlag handelte es sich in Jahren 2020 und 2021

um eine verfassungsrechtlich zulässige Ergän-

zungsabgabe; eine Vorlage der Sache an das Bun-

desverfassungsgericht ist daher nicht geboten.

Eine Ergänzungsabgabe (Art. 106 Abs. 1 Nr. 6

des Grundgesetzes) hat die Funktion, einen zu-

sätzlichen Finanzbedarf des Bundes ohne Erhö-

hung der übrigen Steuern zu decken. Die Abga-

be muss nicht von vornherein befristet werden

und der Mehrbedarf für die Ergänzungsabgabe

kann sich auch für längere Zeiträume ergeben.

Allerdings ist ein dauerhafter Finanzbedarf re-

gelmäßig über die auf Dauer angelegten Steu-

ern und nicht über eine Ergänzungsabgabe zu

decken. Deshalb kann eine verfassungsgemäß

beschlossene Ergänzungsabgabe dann verfas-

sungswidrig werden, wenn sich die Verhältnisse,

die für ihre Einführung maßgeblich waren,

grundsätzlich ändern oder wenn eine dauer-

hafte Finanzierungslücke entstanden ist.

Der Solidaritätszuschlag sollte bei seiner Einfüh-

rung im Jahr 1995 der Abdeckung der im Zu-

sammenhang mit der deutschen Vereinigung

entstandenen finanziellen Lasten dienen.

Mit dem Auslaufen des Solidarpakts II und der

Neuregelung des Länderfinanzausgleichs zum

Jahresende 2019 hat der Solidaritätszuschlag

seine Rechtfertigung als Ergänzungsabgabe

nicht verloren.

Eine zwingende rechtstechnische Verbindung

zwischen dem Solidarpakt II, dem Länderfinanz-

ausgleich und dem Solidaritätszuschlag besteht

nicht. Zudem bestand in den Streitjahren 2020

und 2021 nach wie vor ein wiedervereinigungs-

bedingter Finanzbedarf des Bundes. Der Gesetz-

geber hat in der Gesetzesbegründung auf die-

sen fortbestehenden Bedarf, der unter anderem

im Bereich der Rentenversicherung und des Ar-

beitsmarkts gegeben war, hingewiesen. Er hat

weiterhin schlüssig dargelegt, dass die Einnah-

men aus dem ab 2021 fortgeführten Solidari-

tätszuschlag zukünftig die fortbestehenden wie-

dervereinigungsbedingten Kosten nicht decken

werden.

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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